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Fachliche und rechtliche Vorgaben 

Für die Aufstellung von Bauleitplanung gelten generell die Vorgaben der § 1a Abs. 3 BauGB (Ein-
griffsregelung) sowie des § 44 BNatSchG (Besonderer Artenschutz).  

 

Schutzgebiete  

Das Grundstück liegt im Naturpark Steigerwald (Art. 15 BayNatSchG), andere Schutzgebiete nach 
den §§ 24-29 BNatSchG, Art. 14 BayNatSchG und § 32 BNatSchG (Natura 2000) sind nicht betrof-
fen. 
 

Biotopschutz und sonstige naturschutzfachliche Gegebenheiten 

Es sind keine nach § 30 BNatSchG oder Art. 23 BayNatSchG geschützten Biotope oder nach Art. 
16 BayNatSchG geschützten Landschaftsbestandteile betroffen. 
 

 

Anmerkungen zu den vorgelegten Unterlagen 

Textliche Festsetzung 

Nr. 5.4 

Zum Erhalten der Durchgängigkeit von bebauten Gebieten ist es mittlerweile üblich, Einfriedungen 
sockellos und mit einer Bodenfreiheit von mindestens 15 cm festzulegen. Hiermit kann mit sehr 
einfachen Maßnahmen ein großer Zugewinn für Kleintiere wie Igel erreicht werden.  

 

Grünordnerische Festsetzungen 

Nr. 1 

Die in der Pflanzliste aufgeführten Baumarten können alle groß bis sehr groß werden, die Eichen-
arten sowie Berg- und Spitzahorn zählen zu den größten heimischen Baumarten. Selbst die Tiny-
House-Grundstücke scheinen eine Fläche von mindestens 200 m² zu haben, weswegen nach die-
ser Festlegung auch dort ein solcher Baum pro Grundstück zu pflanzen wäre. Dies wird aber die 
Kapazität eines solchen Grundstücks sprengen. Auch bei den anderen Grundstücken könnte dies, 
da ja mindestens zwei, wenn nicht mehr, Bäume zu pflanzen wären, der Fall sein. 

Um dem zu begegnen könnte man die kleinen Grundstücke ausnehmen, kleinere Bäume zulassen 
(eine Pflanzung heimischer Arten ist in Gärten nicht zwingend vorgeschrieben) oder möglicher-
weise die Bezugsgröße ändern. 

 

Nr. 2.3 

Für die Aussaat von Regiosaatgut muss in aller Regel ein typisches Saatbett vorbereitet werden. 
Durch den Bau des Regenrückhaltebeckens werden sich auf der Fläche ohnehin Erdbewegungen 
stattfinden, also vermutlich kaum mehr die aktuelle Grasnarbe vorhanden sein. 

 

Nr. 3.2 

Erfahrungsgemäß wachsen Gehölze niedriger Qualitäten insbesondere in Anbetracht der immer 
heißer und trockener werdenden Sommer besser an. 

Ein Pflanzplan wäre wünschenswert. 

 

Nr. 3.3 
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Es wird davon ausgegangen, dass das dort beschriebene Grünland die Wiese im Bereich des Re-
genrückhaltebeckens ist, das auch zugleich als Ausgleichsfläche vorgesehen ist. 

Zielzustand ist laut Begründung zum Grünordnungsplan ein mäßig extensiv genutztes, artenrei-
ches Grünland. Hierfür ist eine Mahd deutlich vor dem 15.07. nötig. Bei so später Mahd entwickelt 
sich einzig ein grasiger Aufwuchs, Blühpflanzen verschwinden nach kurzer Zeit. 

Die Fläche sollte im ersten Jahr nach der Anlage schon sehr früh gemäht werden („Schröpf-
schnitt“) und dann regelmäßig Mitte Juni. Hier ist dieser Mähzeitpunkt doppelt wichtig, da so einer-
seits der Artenreichtum der Wiese gefördert und andererseits Nährstoffe aus dem Aufwuchs vom 
Regenrückhaltebecken entzogen werden. 

 

Nr. 4 

Wie zu Nr. 1 bereits geschrieben sind viele der Baumarten für den Hausgarten nicht unbedingt 
ideal.  

Bei den Straucharten sind Sambucus racemosa und Viburnum opulus nicht für die im Gebiet zu 
erwartenden Standorte geeignet. Diese sollten aus der Liste gestrichen werden. 

Pflanzen, die Teil von Ausgleichsmaßnahmen und/oder Randeingrünungen sind, müssen gebiets-
heimisch (autochthon) sein. Die Herkunftsgebiete werden im Plan korrekt benannt. 

 

Begründung zur Grünordnung 

Mit der Ermittlung von Kompensationsbedarf und –umfang besteht Einverständnis. 

 

 

Spezieller artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

Generell stellt sich die Frage nach der Methodik der Erfassungen.  
Um die Plausibilität der Daten prüfen zu können, ist es notwendig, dass Erfassungstermine inklusi-
ve Witterung und auch das grundsätzliche Vorgehen zu erläutern. Sofern dies den fachlichen 
Standards entspricht, es gibt keinen Grund zu Annahme das dem nicht so sei, bestehen keine 
Einwände bezüglich der Ergebnisse der Erfassung. 

 

Feldlerche 

Als Fläche für die CEF-Maßnahme für die zwei betroffenen Feldlerchen-Brutpaare ist die Fl.Nr. 
654 der Gemarkung Wasserberndorf vorgesehen. Leider entspricht diese Fläche nicht den An-
sprüchen der Feldlerche, da die Art die Umgebung von Gehölzen und insbesondere Wald meidet. 
Es sind daher gem. Schreiben des StMUV vom 22.02.2023 für CEF-Maßnahmen zwingend gewis-
se Abstände einzuhalten: 

 „Abstand zu Vertikalstrukturen  
o bei Einzelbäumen, Feldhecken: Abstand > 50 m (Einzelbäume, Feldhecken),  

o bei Baumreihen, Baumhecken, Feldgehölze: Abstand > 120 m  

o bei geschlossener Gehölzkulisse: > 160 m“ 
 
Daher kann die vorgeschlagene Fläche nicht anerkannt werden. Es ist eine andere Fläche für die 
Verwirklichung der CEF-Maßnahmen notwendig. Gerne steht die untere Naturschutzbehörde zur 
Abstimmung und ggf. auch Suche einer geeigneten Fläche zur Verfügung. 
 
Artenschutzrecht unterliegt nicht der Abwägung. 
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Wir weisen darauf hin, dass am 01.08.2023 die neue Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
sowie die Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) in Kraft getreten ist und die entsprechenden Anforderungen 
zu beachten sind. Dies gilt auch für eine Verwertung von Oberboden auf landwirtschaftlichen Flächen (§§ 6-8 
BBodSchV). Der  
 
 
Fachaufsicht und Fachberatung für Kindertageseinrichtungen: 
Zur geplanten Aufstellung nimmt die Fachaufsicht für Kindertageseinrichtungen wie folgt Stellung: 
 
Der Markt Geiselwind beabsichtigt die Ausweisung von Wohnflächen. Insgesamt sind mehrere Bauplätze im 
niedrigen zweistelligen Bereich zur Schaffung zusätzlichen Raums für Wohnhäuser geplant. Der entstehende 
Wohnraum kann auch der Ansiedlung junger Familien mit Kindern dienen. Dass die Ansiedlung junger Familien 
geplant ist geht auch aus den vorliegenden Unterlagen hervor, auf welche wir Bezug nehmen. 
 
Eine aktuelle Bedarfsplanung des Marktes Geiselwind i. S. d. Art. 7 Bayerisches Kinderbildungs- und -
betreuungsgesetz (BayKiBiG) liegt uns vor. Die Schaffung des zusätzlichen Wohnraums im Zuge der Aufstellung des 
BPlans hat Auswirkungen auf die Bedarfslage. Diese Auswirkungen sind in einer folgenden Überarbeitung der 
Bedarfsplanung unbedingt einzubeziehen. Ziel muss hier sein den Eltern gerade im Hinblick auf den Anspruch auf 
einen Betreuungsplatz in einer Kindertageseinrichtung nach § 24 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
entsprechende Kinderbetreuungsplätze zur Verfügung stellen zu können. Dies stellt derzeit in der Marktgemeinde 
Geiselwind keine Problemlage dar. Im Vorgriff auf den Ganztagsförderanspruch ab dem Schuljahr 2026/2027 weisen 
wir allerdings auch auf die zu erwartenden Betreuungsplätze für Schulkinder hin, die rechtzeitig zur Verfügung 
gestellt sein müssen. Dies gilt es bei der Schulkindbedarfsplanung unbedingt zu berücksichtigen. 
 
Von Seiten der Fachaufsicht für Kindertageseinrichtungen werden gegen die vorgenannten Planungen des 
Marktes Geiselwind keine Einwände erhoben. Wir bitten nach Aktualisierung der Bedarfsplanung um Übersendung. 
 
 
Bauordnung – SG 61: 
Es wird folgendes angemerkt: 
 
Zur Festsetzung: 
 

- Nr. 1.: Der vollständige Ausschluss der ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO 
stellen baurechtlich und  faktisch ein reines Wohngebiet nach § 3 BauNVO dar. Die Schutzansprüche (z. B. 
Lärm) steigen dadruch. Zusätzlich sind keine (nicht störenden) Gewerbebetriebe zulässig (z. B. Büronutzung, 
Ferienwohnung, Werbetafel etc.). Im ländlichen Raum ist es zu empfehlen ein allgemeines Wohngebiet inkl. 
der ausnahmweise zulässigen Nutzungen festzusetzen. Der Ausschluss einzelner Nutzungsarten (z. B. 
Tankstellen) ist aus Sicht des LRA nicht zu beanstanden.  

 
- Nr. 3.3.2: Die bayer. Garagen- und Stellplatzverordnung sieht einen Stauraum von 3 m vor (vgl. § 2 Abs. 1 

GaStellV). Die Festsetzung Nr. 3.3.2 würde dann höherrangigem Recht widersprechen. Dies könnte beim 
Vollzug der Festsetzung zu rechtlichen Schwierigkeiten führen. 
 

- Nr. 4.3. In Bezug auf die Stellplatzfestsetzung wird auf die Neuerung des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4  BayBO n. F. 
hingewiesen. Demnach regelt das staatliche Recht (= Garagen- und Stellplatzverordnung) die Obergrenze 
der nachzuweisenden Stellplätze.  

 
 
ÖPNV: 
Seitens des ÖPNV bestehen gegen die im Betreff genannten Bauleitplanverfahren des Marktes Geiselwind keine 
Einwände. 
 
 
Kreisstraßenverwaltung: 
Sh. beiliegende Stellungnahme vom 19.12.2024. 







- 2 - 

Nachhaltige Siedlungsentwicklung 

Grund und Boden sind ein nicht vermehrbares Gut und haben auch eine wichtige Funktion für 

den Naturhaushalt. Gemäß den Zielen und Grundsätzen in 3.1.1 und 3.2 LEP, den Zielen B II 

1.1 und B II 2.1 RP2 und Art. 6 Abs. 2 Nr. 3 BayLplG soll die Siedlungsentwicklung nachhaltig 

und bedarfsorientiert bzw. flächensparend erfolgen, die vorhandenen Potenziale der Innenent-

wicklung sind auszuschöpfen und die Wiedernutzbarmachung von Flächen ist zu fokussieren. 

Auch ist nach Ziel 1.2.1 LEP der demografische Wandel bei allen raumbedeutsamen Planungen 

und Maßnahmen zu beachten. Die Siedlungsentwicklung ist daher auf die Bevölkerungsentwick-

lung abzustimmen. Um diesen Festlegungen gerecht zu werden, bedarf es bei der Planung 

neuer Siedlungsflächen einer Prüfung, ob dafür hinreichender Bedarf besteht, der in Abwägung 

mit anderen Belangen die Flächeninanspruchnahme rechtfertigt. 

Der Bedarfsnachweis ist bereits auf der Ebene des Flächennutzungsplanes in die Begründung 

einzuarbeiten. So ist auch für die MD-Flächen der Bedarfsnachweis zu erstellen und den 

Verfahrensunterlagen beizufügen. 

Demographischer Wandel und Wohnformen  

Gemäß dem Demographie-Spiegel des Statistischen Landesamtes wird eine stabile Bevölke-

rungsentwicklung für den Markt Geiselwind vorausberechnet. Laut Begründungsunterlagen 

deckt sich die Prognose nicht mit der tatsächlichen Bevölkerungsentwicklung des Marktes Gei-

selwind. Hier ist ein Zuwachs von 6,5 % in den Jahren 2019 ggü. 2009 festzustellen. Daher wird 

eine Annahme eines Bevölkerungszuwachses vom 154 Einwohnenden bis 2035 der Planung zu 

Grunde gelegt. Die Schaffung von Wohnraum für 108 Personen ist mit der vorliegenden 

Planung explizit vorgesehen. 

Aufgrund der kontinuierlich positiven Bevölkerungsentwicklung sowie auch der in der Begrün-

dung dargestellten günstigen Arbeitsplatzentwicklung kann aus hiesiger Sicht ein gewisser Be-

darf an neuen Wohnbauflächen anerkannt werden. 

Jedoch ist ein klarer Trend der Alterung für Geiselwind abzusehen: Lag der Anteil der über 65-

Jährigen an der Gesamtbevölkerung im Jahr 1987 noch bei rund 13%, liegt er im Jahr 2021 be-

reits bei rund 17% (https://www.statistik.bayern.de/mam/produkte/statistik kommu-

nal/2022/09675127.pdf) Aus dem o.g. Demographie-Spiegel geht hervor, dass sich der Anteil 

dieser Altersgruppe bis zum Jahr 2033 um etwa 42% weiter erhöhen wird. Das erfordert aus lan-

desplanerischer Sicht ein Umdenken bei der Auswahl der Wohnformen. 

Die Wohnbedarfe von jungen Singles oder Auszubildenden, die sich (noch) kein großes Bau-

grundstück oder eine eigene Immobilie leisten können, dürfen jedoch nicht vernachlässigt wer-

den. Gemäß Grundsatz 1.2.2 LEP soll die Abwanderung vor allem junger Bevölkerungsgruppen, 

insbesondere in denjenigen Teilräumen, die besonders vom demographischen Wandel betroffen 

sind, vermindert werden. Außerdem soll laut Grundsatz 1.2.2 Abs. 3 LEP bei der Ausweisung 

. . .  

https://www.statistik.bayern.de/mam/produkte/statistik
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von Bauland auf die Sicherstellung eines ausreichenden Wohnangebots für einkommensschwä-

chere, weniger begüterte Bevölkerungsgruppen hingewirkt werden. 

Laut S. 15 der Begründung werden im Hinblick auf junge Paare und die ältere Personen 8 klei-

nere Grundstücke vorgesehen. Dies erscheint aus hiesiger Sicht nicht ausreichend. Die aus-

schließliche Ausweisung von Einzel- und Doppelhäusern mit max. zwei Wohneinheiten pro Ge-

bäude wird nicht begrüßt. Wir erachten weitere verbindliche Festsetzungen bzw. eine Anpas-

sung der Planung als erforderlich, um den neuen Wohnungsbestand vielfältiger zu gestalten und 

so an aktuelle Wohnbedarfe anzupassen. 

Bestehende Flächenpotenziale  

Der Bedarfsbegründung fehlen grundsätzlich quantitative Angaben zur Anzahl der Baulücken 

und Leerstände in allen Ortsteilen. Diese sind gemäß der Auslegungshilfe zum Bedarfsnachweis 

notwendig. 

Laut Seite 10 der Begründung zum Bebauungsplan heißt es, dass die schon im FNP dargestell-

ten Flächen, für die noch kein Bebauungsplan bzw. Baurecht besteht auf Ihre Eignung für die 

angedachte wohnbauliche Nutzung betrachtet wurden. Ausreichend Potenziale wurden nicht ge-

funden. In diesem Zusammenhang wird eine Rücknahme dieser nicht nutzbaren Flächen aus 

dem FNP angeregt. 

Abgestimmte Mobilitäts- und Siedlungsentwicklung  

Laut Begründung zum Flächennutzungsplan sind die geplanten Wohnstandorte für den Fuß-

und Radverkehr geeignet an den Gewerbestandort Innopark angebunden. Gemäß Grundsatz 

3.1.2 LEP soll die Ausweisung neuer Siedlungsflächen vorhandene oder zu schaffende An-

schlüsse an das öffentliche Verkehrsnetz berücksichtigen. Demnach sollte auch eine geeignete 

ÖPNV-Anbindung in der Planung frühzeitig mitgedacht werden. 

Vermeidung von Zersiedelung und Freiraumentwicklung 

Mit dem Gesetz zur Änderung des BayLplG vom 23. Dezember 2020 wurde in Art. 6 Abs. 2 als 

neue Nr. 3 des BayLplG ein neuer Abschnitt zur „Vermeidung von Zersiedelung; Flächensparen“ 

eingefügt. U.a. soll eine Zersiedelung der Landschaft vermieden werden. 

Der Freiraum soll erhalten werden die weitere Zerschneidung der offenen Landschaft soll so 

weit wie möglich vermieden werden. Bei der erstmaligen planerischen Inanspruchnahme von 

Freiflächen im Außenbereich für Siedlungs- und Verkehrszwecke soll angestrebt werden, dass 

eine Begrenzung auf eine Richtgröße von 5 ha pro Tag landesweit bis spätestens zum Jahr 

2030 erreicht wird. Insbesondere sollen die Potenziale für die Wiedernutzbarmachung von Flä-

chen, für die Nachverdichtung und für andere Maßnahmen zur Innenentwicklung der Gemein-  

. . .  
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bzw. flächensparend erfolgen, die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung sind auszuschöpfen 

und die Wiedernutzbarmachung von Flächen ist zu fokussieren. Auch ist nach Ziel 1.2.1 LEP der de-

mografische Wandel bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu beachten. Die Sied-

lungsentwicklung ist daher auf die Bevölkerungsentwicklung abzustimmen. Um diesen Festlegungen 

gerecht zu werden, bedarf es bei der Planung neuer Siedlungsflächen einer Prüfung, ob dafür hinrei-

chender Bedarf besteht, der in Abwägung mit anderen Belangen die Flächeninanspruchnahme recht-

fertigt. 

Der Bedarfsnachweis ist bereits auf der Ebene des Flächennutzungsplanes in die Begründung einzu-

arbeiten. So ist auch für die MD-Flächen der Bedarfsnachweis zu erstellen und den Verfahrensunter-

lagen beizufügen. 

Demographischer Wandel und Wohnformen  

Gemäß dem Demographie-Spiegel des Statistischen Landesamtes wird eine stabile Bevölkerungsent-

wicklung für den Markt Geiselwind vorausberechnet. Laut Begründungsunterlagen deckt sich die Prog-

nose nicht mit der tatsächlichen Bevölkerungsentwicklung des Marktes Geiselwind. Hier ist ein Zu-

wachs von 6,5 % in den Jahren 2019 ggü. 2009 festzustellen. Daher wird eine Annahme eines Bevöl-

kerungszuwachses vom 154 Einwohnenden bis 2035 der Planung zu Grunde gelegt. Die Schaffung 

von Wohnraum für 108 Personen ist mit der vorliegenden Planung explizit vorgesehen. 

Aufgrund der kontinuierlich positiven Bevölkerungsentwicklung sowie auch der in der Begründung 

dargestellten günstigen Arbeitsplatzentwicklung kann aus hiesiger Sicht ein gewisser Bedarf an 

neuen Wohnbauflächen anerkannt werden. 

Jedoch ist ein klarer Trend der Alterung für Geiselwind abzusehen: Lag der Anteil der über 65-

Jährigen an der Gesamtbevölkerung im Jahr 1987 noch bei rund 13%, liegt er im Jahr 2021 bereits 

bei rund 17% (https://www.statistik.bayern.de/mam/produkte/statistik kommunal/2022/09675127.pdf) 

Aus dem o.g. Demographie-Spiegel geht hervor, dass sich der Anteil dieser Altersgruppe bis zum 

Jahr 2033 um etwa 42% weiter erhöhen wird. Das erfordert aus regionalplanerischer Sicht ein 

Umdenken bei der Auswahl der Wohnformen. 

Die Wohnbedarfe von jungen Singles oder Auszubildenden, die sich (noch) kein großes Baugrund-

stück oder eine eigene Immobilie leisten können, dürfen jedoch nicht vernachlässigt werden. Gemäß 

Grundsatz 1.2.2 LEP soll die Abwanderung vor allem junger Bevölkerungsgruppen, insbesondere in 

denjenigen Teilräumen, die besonders vom demographischen Wandel betroffen sind, vermindert 

werden. Außerdem soll laut Grundsatz 1.2.2 Abs. 3 LEP bei der Ausweisung von Bauland auf die 

Sicherstellung eines ausreichenden Wohnangebots für einkommensschwächere, weniger begüterte 

Bevölkerungsgruppen hingewirkt werden. 

Laut S. 15 der Begründung werden im Hinblick auf junge Paare und die ältere Personen 8 kleinere 

Grundstücke vorgesehen. Dies erscheint aus hiesiger Sicht nicht ausreichend. Die ausschließliche 

Ausweisung von Einzel- und Doppelhäusern mit max. zwei Wohneinheiten pro Gebäude wird nicht 

https://www.statistik.bayern.de/mam/produkte/statistik
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begrüßt. Wir erachten weitere verbindliche Festsetzungen bzw. eine Anpassung der Planung als er-

forderlich, um den neuen Wohnungsbestand vielfältiger zu gestalten und so an aktuelle Wohnbedarfe 

anzupassen. 

Bestehende Flächenpotenziale  

Der Bedarfsbegründung fehlen grundsätzlich quantitative Angaben zur Anzahl der Baulücken und 

Leerstände in allen Ortsteilen. Diese sind gemäß der Auslegungshilfe zum Bedarfsnachweis notwen-

dig. 

Laut Seite 10 der Begründung zum Bebauungsplan heißt es, dass die schon im FNP dargestellten 

Flächen, für die noch kein Bebauungsplan bzw. Baurecht besteht auf Ihre Eignung für die angedachte 

wohnbauliche Nutzung betrachtet wurden. Ausreichend Potenziale wurden nicht gefunden. In diesem 

Zusammenhang wird eine Rücknahme dieser nicht nutzbaren Flächen aus dem FNP angeregt. 

Abgestimmte Mobilitäts- und Siedlungsentwicklung  

Laut Begründung zum Flächennutzungsplan sind die geplanten Wohnstandorte für den Fuß- und 

Radverkehr geeignet an den Gewerbestandort Innopark angebunden. Gemäß Grundsatz 3.1.2 LEP 

soll die Ausweisung neuer Siedlungsflächen vorhandene oder zu schaffende Anschlüsse an das 

öffentliche Verkehrsnetz berücksichtigen. Demnach sollte auch eine geeignete ÖPNV-Anbindung in 

der Planung frühzeitig mitgedacht werden. 

Vermeidung von Zersiedelung und Freiraumentwicklung 

Für die vorliegende Planung ist festzuhalten, dass Zersiedelung im Sinne von bandartigen Siedlungs-

strukturen und dem Zusammenwachsen von Ortsteilen zu vermeiden sind (Vgl. Z 3.3 LEP, G B II 2.1 

RP2, vgl. Begründung zu G B II 3.3 RP2). Es soll auf die Freihaltung geeigneter, gliedernder Flächen 

und Landschaftsräume [...] in der kommunalen Siedlungsentwicklung hingewirkt werden (Vgl. G 3.1.3 

LEP) und Natur und Landschaft als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum des Men-

schen erhalten und entwickelt werden (Vgl. G 7.1.1 LEP) 

Die Planung des Marktes Geiselwind dagegen führt zu einer enormen Vergrößerung der zusammen-

hängenden Siedlungsfläche und einer erheblichen Beeinträchtigung bzw. Störung des Landschaftsbil-

des. Aus regionalplanerischer Sicht sollte eine klare Trennung von Ortsteilen erfolgen. 

Wenngleich dem Markt Geiselwind als Gewerbestandort i.V.m. mit dem dargestellten 

Bedarfsnachweis wie zuvor dargestellt eine gewisse Entwicklung zugestanden werden kann, wird die 

Planung auf Grund des Zusammenwachsens der Ortsteile kritisch erachtet. 

Im Ergebnis entsprechen die im Betreff genannten Bauleitplanvorentwürfe aus regionalplanerischer 

Sicht dann den vorgenannten Festlegungen und Vorgaben wenn: 
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2. Abwasser und Gewässerschutz 

2.1 Schmutzwasser 

Das anfallende Schmutzwasser soll gemäß Planung über den öffentlichen Kanal zur Kläran-

lage Geiselwind abgeleitet werden. Damit ist eine Reinigung des Schmutzwassers aus dem 

Baugebiet entsprechend dem Stand der Technik sichergestellt. Es wird vorsorglich darauf 

hingewiesen, dass die Erlaubnis zur Einleitung von Abwasser aus der Kläranlage 

Geiselwind bis zum 31.12.2026 befristet ist. Erweiterungen im Einzugsgebiet der Kläranlage 

sind bei der Überrechnung, die im Rahmen des wasserrechtlichen Verfahrens notwendig 

wird, zu berücksichtigen. 

2.2 Niederschlagswasser 

Gemäß Planung soll das Wohnbaugebiet im Trennsystem erschlossen werden. Das auf den 

Grundstücken anfallende Niederschlagswasser soll so weit wie möglich auf den privaten 

Grundstücken zurückgehalten, genutzt oder versickert werden. Überschüssiges Nieder-

schlagswasser soll einem zentralen Regenrückhaltesystem im Nordosten des Baugebietes 

zugeführt werden. Von dort soll eine Ableitung zum nächsten Vorfluter (=Schweißbach) er-

folgen. Die Konzeption der Niederschlagswasserbeseitigung entspricht somit grundsätzlich 

den wasserwirtschaftlichen Anforderungen (vgl. § 55 Abs. 2 WHG). Für die Einleitung aus 

dem öffentlichen Rückhaltesystem in den Schweißbach ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 

beim Landratsamt Kitzingen mit Unterlagen gemäß der Verordnung über Pläne und Beilagen 

in wasserrechtlichen Verfahren (WPBV) zu beantragen. 

Der qualitative Nachweis für die Einleitung in den Schweißbach hat gemäß DWA-A 102-2 zu 

erfolgen. Der quantitative Nachweis (Ermittlung des zulässigen Drosselabflusses) erfolgt 

nach DWA-M 153. Für die Bemessung des Rückhalteraums ist das DWA-A 117 heranzuzie-

hen. Grundsätzlich sind für die Berechnungen aktuelle Starkregendaten (KOSTRA-DWD-

2020) in Ansatz zu bringen. Für eine Vorabstimmung der wasserwirtschaftlichen 

Grundlagen stehen wir bei Bedarf gerne zur Verfügung. 

3. Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 

Im Planbereich sind uns weder Altlasten noch schädliche Bodenveränderungen bekannt. 

Sollten Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen angetroffen werden, sind sie nach 

Bodenschutzrecht hinsichtlich des Wirkungspfades Boden – Gewässer in Abstimmung mit 

Landratsamt Kitzingen und Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg durch einen zugelassenen 

Sachverständigen nach § 18 BBodSchG zu untersuchen, zu bewerten und ggfs. zu sanieren. 




































